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St. Galler SVP-Politiker fordert LGBTI-Label
Der Stadtparlamentarier Jürg Brunner fühlt sich abseits der Parteilinie wohl – das hat auch mit seiner Biografie zu tun

ANDRI ROSTETTER

Die St. Galler Stadtregierung muss
einen Bericht schreiben, den sie lieber
nicht schreiben würde. Innert zwei Jah-
ren soll sie aufzeigen, wie sie der Stadt-
verwaltung zu einem LGBTI-Label ver-
helfen will. Zu verdanken hat sie das
dem SVP-Politiker Jürg Brunner. Das
Stadtparlament stimmte am Dienstag
einem entsprechenden Vorstoss Brun-
ners zu.

Mit diesem hat Brunner sich den
Applaus von Links-Grün geholt. Es
war nicht das erste Mal. Seit er 2014
ins Stadtparlament nachrutschte, fiel er
mehrfach mit seiner Vorliebe für Um-
welt- und Energiethemen auf. 2021
unterstützte er als einziger Vertreter sei-
ner Partei eine Interpellation zur Unter-
stützung von Tempo 30 in der Stadt.

Von der Jungen CVP zur SVP

2017 kandidierte Brunner für den freien
Sitz im St. Galler Stadtrat, blieb aber
chancenlos. Im zweiten Wahlgang unter-

stützte er die Kandidatin der Grünlibe-
ralen Sonja Lüthi und nicht wie seine
Partei den CVP-Kandidaten. Lüthi sei
«authentischer», sagte Brunner damals.

Im Januar 2022 stellte er sich ohne
jede Vorbereitung für das Amt des Par-

lamentspräsidenten zur Verfügung.
Der offizielle Kandidat der SVP war
wegen Diskussionen um seinen Impf-
status überraschend von allen politi-
schen Ämtern zurückgetreten. Brunner
wurde ohne eine einzige Gegenstimme
gewählt. An der Präsidentenfeier sas-
sen die schweizerisch-weissrussische
Demokratieaktivistin Natallia Hersche

und Paola Felix an Brunners Tisch, der
Komiker Michael Elsener moderierte
den Abend.

Brunners politische Laufbahn be-
gann in den 1980er Jahren in der Jun-
gen CVP Thurgau, wo er sich bis in
den Bundesvorstand hocharbeitete. Er
machte eine Ausbildung zum Buch-
halter, wurde Finanzchef einer Kran-
kenkasse. Nach diversen Weiterbil-
dungen gründete er 2001 seine eigene
Firma für Abwasser- und Umwelttech-
nik. Heute beschäftigt die ASA-Service
AG 35 Mitarbeitende, das grüne Logo
mit dem augenzwinkernden Jungen ist
stadtbekannt.

Nur 10 Prozent Sehvermögen

Brunner tritt zwar als klassischer Ver-
treter der Gewerbe-SVP auf. Auf seiner
Website wirbt er für moderate Steuern,
Sicherheit im öffentlichen Raum und
attraktive Bedingungen für KMU. Sein
Smartvote-Profil zeigt, dass er sich auch
abseits der Parteilinie wohlfühlt. Seine
Neigung zum Umweltschutz ist deut-

lich erkennbar, auch bei Gesellschafts-
themen und Aussenpolitik zeigt er weni-
ger Berührungsängste als das Gros sei-
ner Partei.

Brunners Positionierung am liberalen
Rand seiner Partei dürfte nicht zuletzt
daher rühren, dass Brunner seit Geburt
Mitglied einer Randgruppe ist. Er kam
blind zur Welt und hat heute dank meh-
reren Operationen ein Sehvermögen
von 10 Prozent. Deshalb darf er auch
nicht Auto fahren.

Sein jüngster Coup zum Diversity-La-
bel ist allerdings auch das Resultat einer
Fehlinterpretation. Er habe gedacht, das
Label umfasse ebenfalls Menschen mit
Behinderung oder Arbeitnehmer über
50 – was aber nicht der Fall ist –, rap-
portierte das «St. Galler Tagblatt». Egal,
fand Brunner: «Wer gegenüber einer les-
bischen Frau tolerant ist, ist mit hoher
Wahrscheinlichkeit auch toleranter
gegenüber einer dunkelhäutigen oder
behinderten Person.» Die SVP darf sich
damit wohl bald rühmen, der St. Galler
Verwaltung offiziell zur Queer-Freund-
lichkeit verholfen zu haben.

Keine
Finanzhilfen für
Kernkraftwerke
Nationalrat lehnt FDP-Vorstoss ab

art. · Seit der Stilllegung des AKW
Mühleberg im Jahr 2019 sind in der
Schweiz noch vier Kernkraftwerke in
Betrieb. Für die verbliebenen Kraft-
werke Beznau-1, Beznau-2, Gösgen
und Leibstadt gibt es keine Laufzeit-
beschränkung; sie dürfen so lange be-
trieben werden, wie sie die Sicherheits-
anforderungen erfüllen. Den Betreibern
steht es aber frei, die Kraftwerke aus
wirtschaftlichen Gründen abzuschalten.

Die FDP will verhindern, dass die be-
stehenden Kraftwerke allein aus wirt-
schaftlichen Gründen abgeschaltet wer-
den. Sie hat deshalb den Bundesrat auf-
gefordert, einen Bericht zu den finan-
ziellen, technischen und rechtlichen
Rahmenbedingungen für einen Lang-
zeitbetrieb der AKW zu erstellen.

Am Mittwoch hat der Nationalrat ein
entsprechendes Postulat mit 105 zu 86
Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt.
Der Vorstoss ist damit erledigt. Der
Langzeitbetrieb sei geregelt, das Postu-
lat unnötig, sagte Stefan Müller-Alter-
matt (Mitte). Er argumentierte zudem,
dass auch eine Abschaltung aus Sicher-
heitsgründen immer auch ein betriebs-
wirtschaftlicher Entscheid sei. Nadine
Masshardt (SP) sprach von Finanzsprit-
zen für eine «Technologie von gestern».

Der Bundesrat hatte im November
2022 die Annahme des Postulats bean-
tragt. Die damalige Stellungnahme unter
Energieministerin Simonetta Somma-
ruga fiel allerdings noch zurückhaltend
aus. Ihr Nachfolger Albert Rösti zeigte
sich nun offensiver. Das Kernkraft-
werk Mühleberg sei aus rein betriebs-
wirtschaftlichen Gründen abgeschaltet
worden, sagte Rösti im Parlament. Mit
Blick auf das, was jetzt in die Reserve-
kraftwerke investiert worden sei, hätte
die Politik damals reagieren müssen.
Um eine zu frühe Abschaltung nicht
künftig zu verhindern, erachte der Bun-
desrat einen Prüfauftrag zur Sicherstel-
lung des Langzeitbetriebs als sehr wich-
tig. Die Energiestrategie werde damit in
keiner Weise infrage gestellt. Mit Blick
auf die aktuellen Strompreise könne er-
wartet werden, dass die Strombetrei-
ber und auch die Eignerkantone keine
finanzielle Unterstützung brauchten.
Niemand wisse aber, wo man in zehn
oder zwanzig Jahren stehe.

Beim Umbau des Schweizer Energie-
systems spielen Kernkraftwerke eine zen-
trale Rolle. Solange nicht genügend er-
neuerbareEnergieverfügbar ist,sollendie
AKW zur Versorgungssicherheit beitra-
gen.Beznau1und2würdenbeieinerLauf-
zeit von 60 Jahren 2029 beziehungsweise
2031 abgestellt, Gösgen 2039 und Leib-
stadt 2044. Müsste ein Werk früher vom
Netz, würde dies die angespannte Strom-
versorgung weiter unter Druck setzen.

Auch andere Länder debattieren der-
zeit über die AKW-Laufzeiten. 2019 hat
die Nuklearaufsichtsbehörde der USA
erstmals zwei Kraftwerken eine Be-
triebsbewilligung für 80 Jahre erteilt.

«Ich bin Flüchtling hier,
ich muss Geduld haben»
Die Ukrainerin Valeriia Smirnova fühlt sich in der Schweiz wie in einer Warteschlaufe und erlebt viel Skurriles

IRÈNE TROXLER (TEXT),
KARIN HOFER (BILDER)

Sie sieht aus wie ein Schweizer Teen-
ager.Aber das Leben von Valeriia Smir-
nova ist ein ganz anderes. Sie freut sich
sichtlich, dass jemand ihre Geschichte
hören möchte. Im vergangenen April
sei sie mit der Mutter in die Schweiz ge-
kommen und von einer Gastfamilie auf-
genommen worden, erzählt die 17-Jäh-
rige in fliessendem Englisch. Die Mut-
ter sei allerdings schon im Sommer zu-
rück nach Kiew gegangen – wegen der
Arbeit. «Ich verstehe das», sagt sie. In
der Schweiz habe sie nur im Housekee-
ping eines Hotels Arbeit gefunden.

So blieb Valeriia allein hier bei ihrer
Gastfamilie. «Ich weiss, dass das Bil-
dungssystem der Schweiz sehr kompli-
ziert ist», sagt sie. «Deswegen bin ich
dankbar für alles, was mich einer höhe-
ren Bildung näherbringt.» Das Ziel mag
bescheiden wirken. Es ist aber schwer zu
erreichen, wenn man geflüchtet ist.

Zweimal im gleichen Kurs

Um das ukrainische Abitur zu schrei-
ben, fuhr sie im Sommer nach Mün-
chen. In der Schweiz gab es damals
keine Möglichkeit, diese Prüfung zu
absolvieren. Doch der Abschluss nützt
ihr hierzulande wenig, denn er wird
nicht anerkannt. So steht sie oft mor-
gens um 5 Uhr auf, um in einem Hotel
zu jobben – auf Abruf. Für ihren Lebens-
unterhalt reicht das. «Ich bitte nur um
Deutschkurse!», sagt sie.

Der Bund stellt pro Flüchtling den
Betrag von 3000 Franken für Sprach-
erwerb zur Verfügung. Zuständig ist die
Gemeinde. In Valeriias Fall organisierte
sie einen Sprach- und Integrationskurs.
Als er zu Ende war, steckte die Ge-
meinde sie gleich nochmals in denselben
Anfängerkurs. «Ich bat meine Betreue-
rin, vorwärtsmachen zu dürfen, aber es
hiess, ich solle in diesem Kurs bleiben»,
erzählt sie. Der Kurs sei schon bezahlt,
habe man ihr gesagt.

Valeriia ist klar: Deutschkennt-
nisse wären zentral, um in einem höhe-
ren Pensum arbeiten zu können und
nicht bloss auf Abruf. Zudem wurde
ihr vom Berufsinformationszentrum
erklärt, dass auch für eine Berufslehre
Deutschkenntnisse auf hohem Niveau
nötig seien. Sonst habe sie in der Berufs-
schule keine Chancen. Einen intensive-
ren Deutschkurs hat ihr die Gemeinde
aber bis jetzt nicht bewilligt. Kursteil-

nehmerinnen aus anderen Gemeinden
hatten da mehr Glück.

Mit guter Ausbildung zurück

Ihrer Gastfamilie ist sie sehr dankbar.
Den Termin beim Berufsinformations-
zentrum hat die Familie für Valeriia
organisiert, und auch sonst ist sie es, die
am meisten Unterstützung gewährt.Wo-
bei Valeriia bewiesen hat, dass sie sich
auch ganz gut selbst zu helfen weiss.

Als ihre Mutter sich entschied, zu-
rückzugehen, war unklar, ob sie als
Minderjährige überhaupt allein in
der Schweiz bleiben darf. Da die Mut-
ter kein Englisch spricht, nahm Vale-
riia sich der Sache an. Die Gemeinde
wusste nicht Bescheid. Nachdem sie etli-
che Amtsstellen abgeklappert hatte, be-
kam sie schliesslich eine positive Ant-
wort und die entsprechenden Formulare.
Mutter und Tochter füllten alles aus und
reichten es ein.

Als die Mutter schon lange zurück
in Kiew war, kam eine Rechnung der
Gemeinde für ihre Krankenversiche-
rung. Die offizielle Abmeldung der
Mutter war offenbar vergessengegan-
gen. Von der Gemeinde bekam Vale-
riia nun zu hören, es sei gar nicht zu-
lässig, dass sie allein in der Schweiz
sei. «Ich musste ihnen die Papiere zei-
gen.» Die 17-Jährige spricht mit un-
gläubigem Staunen. «Ich bin Flüchtling
hier, ich muss Geduld haben», sagt sie
mehr als einmal. Manchmal baut sie in
ihren englischen Sätzen deutsche Wör-
ter ein, etwa wenn sie von der «Ge-
meinde» spricht.

Nach dem Krieg will Valeriia heim
in die Ukraine. Sie wolle aber mit einer
möglichst guten Ausbildung zurückkeh-
ren. So könne sie helfen, die Wirtschaft
des Landes wieder aufzubauen.

Nicht nur Teller waschen

Da sie nicht herumsitzen will zwischen
Deutschstunden und Arbeit, organisiert
sie mit einer ukrainischen Kollegin im
April ein kleines Tanzfestival. Sie hat in
Kiew selber hobbymässig getanzt. Sol-
che «dance contests» seien dort popu-
läre Publikumsanlässe. Über die Jugend-
arbeit konnte sie für die geplanten Tanz-
wettbewerbe in Hip-Hop, Breakdance
oder High Heels in der Stadt Zürich
einen Raum organisieren. «Ich kann
nicht immer nur servieren und Teller wa-
schen», sagt sie. «Ich muss auch etwas
haben, das Spass macht.»

Valeriia ist in der Schweiz geblieben,
weil sie Angst hat, nach Kiew zurückzu-
kehren. Die Fröhlichkeit verschwindet
aus ihrem Gesicht, wenn sie erzählt, dass
sie regelmässig von Freunden oder Ver-
wandten hört, die bei einem Angriff ge-
storben sind. «Ich rufe nach jedem Bom-
benalarm meine Mutter an.» Trotzdem
fährt sie im März für zwei Wochen in
ihre Heimatstadt. Sie vermisse die Fami-
lie und die Freunde so sehr, dass sie die
Angst um sich selbst beiseiteschiebe,
sagt sie.

Ob sie weiterhin Deutschkurse be-
suchen kann, weiss sie nicht. Die Ge-
meinde habe die Fortsetzung schon
mehrmals verweigert. Das Berufsinfor-
mationszentrum empfiehlt ihr, im nächs-
ten Sommer ein Berufsvorbereitungs-
jahr zu absolvieren. Dann wird sie 18
Jahre alt sein. Dem Ziel einer höheren
Bildung wird sie noch nicht viel näher
sein. Aber erwachsen geworden ist sie
schon jetzt.

Die 17-jährigeValeriia Smirnova verfolgt das Ziel einer höheren Bildung. KARIN HOFER / NZZ

Jürg Brunner
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Keine Angst.
Angststörungen können erfolg-
reich behandelt werden.
Burnout und Depressionen auch.
Wir sind für Sie da.

Neue Zürcher Zeitung, 9.3.2023


